
Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado Contencioso
Administrativo de Granada (Spanien), eingereicht am
18. Dezember 2008 — Carlos Sáez Sánchez und Patricia
Rueda Vargas/Junta de Andalucía und Manuel Jalón

Morente u. a.

(Rechtssache C-563/08)

(2009/C 69/37)

Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Juzgado Contencioso Administrativo de Granada

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Carlos Sáez Sánchez und Patricia Rueda Vargas

Beklagte: Junta de Andalucía und Manuel Jalón Morente u. a.

Vorlagefrage

Verstößt Art. 2 Abs. 3 und 4 der Ley estatal 16/1997 vom
25. April 1997 zur Regelung des Apothekenwesens, soweit er
die räumlichen und demographischen Grenzen für die Niederlas-
sung von Apotheken festlegt, gegen Art. 43 des Vertrags der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, da er ein System dar-
stellt, das die Zahl der Apotheken unverhältnismäßig, ja sogar
kontraproduktiv im Hinblick auf das Ziel einer guten Versor-
gung des jeweiligen Gebiets mit Arzneimitteln beschränkt?

Rechtsmittel der SGL Carbon AG gegen das Urteil des
Gerichts Erster Instanz (Fünfte Kammer) vom 8. Oktober
2008 in der Rechtssache T-68/04, SGL Carbon AG gegen
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, eingelegt

am 18. Dezember 2008

(Rechtssache C-564/08 P)

(2009/C 69/38)

Verfahrenssprache: Deutsch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführerin: SGL Carbon AG (Prozessbevollmächtigte: M.
Klusmann und K. Beckmann, Rechtsanwälte)

Anderer Verfahrensbeteiligter: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Anträge der Klägerin

— Das Urteil des Gerichts Erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften (Fünfte Kammer) vom 8. Oktober 2008 in
der Rechtssache T-68/04 (SGL Carbon AG/Kommission) auf-
zuheben;

— Das gegenüber der Klägerin in Art. 2 der angegriffenen
Kommissionsentscheidung vom 3. Dezember 2003 ver-
hängte Bußgeld angemessen herabzusetzen;

— Hilfsweise, den Rechtsstreit zur neuerlichen Entscheidung an
das Gericht Erster Instanz zurückzuverweisen;

— Der Rechtsmittelgegnerin die Kosten des Verfahrens aufzuer-
legen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Gegenstand des vorliegenden Rechtsmittels ist das Urteil des
Gerichts erster Instanz, mit dem die Klage der Rechtsmittelführe-
rin gegen die Entscheidung 2004/420/EG der Kommission vom
3. Dezember 2003 bezüglich eines Kartells auf dem Markt der
elektrotechnischen und mechanischen Kohlenstoff- und Graphit-
produkte abgewiesen wurde.

Die Rechtsmittelführerin stützt ihr Rechtsmittel auf zwei Rechts-
mittelgründe, mit denen die Verletzung von Gemeinschaftsrecht
durch das Gericht sowie ein Verfahrensfehler gerügt werden.

Mit ihrem ersten Rechtsmittelgrund rügt die Rechtsmittelführe-
rin die rechtsfehlerhafte Nichtberücksichtigung ihres erstinstanz-
lichen Vortrags zur fehlerhaften Einbeziehung von kaptiven
Umsätzen in die zur Festsetzung der Bußgeld-Ausgangsbeträge
herangezogenen Marktvolumina. Sie rügt weiter die materiell-
rechtliche Überhöhung des gegenüber der Rechtsmittelführerin
festgesetzten Ausgangsbetrages als Verstoß gegen das Diskri-
minierungsverbot und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz sowie
einen Verstoß gegen Art. 253 EG.

Mit ihrem zweiten Rechtsmittelgrund rügt die Rechtsmittelführe-
rin einen Ermessensfehler bei der Festsetzung des Bußgeldaus-
gangsbetrages gegenüber der Rechtsmittelführerin, der über den
Beurteilungsspielraum des Gerichts hinausgeht. Das Gericht
habe hiermit auch gegen das Diskriminierungsverbot und den
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verstoßen. Es sei ohne rechtliche
Begründung von der eigenen Rechtsprechung zum Nachteil der
Klägerin abgewichen, soweit es um die Frage einer zulässigen
Pauschalierung von Bußgeldern nach Marktanteilskategorien
gehe. Während das Gericht in ähnlichen früheren Entscheidun-
gen Marktanteilskategorien bzw. „Tranchen“ mit einer Bandbreite
von 5 % für allenfalls angemessen gehalten habe, lege es im vor-
liegenden Fall Marktanteilskategorien von 10 % zugrunde, was
die Rechtsmittelführerin als am unteren Ende ihrer Kategorie
eingruppiertes Unternehmen entscheidend benachteilige.

Vorabentscheidungsersuchen der Rechtbank Assen
(Niederlande), eingereicht am 22. Dezember 2008 —

1. Combinatie Spijker Infrabouw/de Jonge Konstruktie
2. van Spijker Infrabouw BV 3. de Jonge Konstruktie BV/

Provincie Drenthe

(Rechtssache C-568/08)

(2009/C 69/39)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

Rechtbank Assen
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerinnen:

1. Combinatie Spijker Infrabouw/de Jonge Konstruktie

2. van Spijker Infrabouw BV

3. de Jonge Konstruktie BV

Beklagte: Provincie Drenthe

Vorlagefragen

1. a. Sind Art. 1 Abs. 1 und 3 und Art. 2 Abs. 1 und 6 der
Richtlinie 89/665/EWG (1) so auszulegen, dass diese
Bestimmungen nicht eingehalten werden, wenn der durch
das nationale Gericht zu gewährende Rechtsschutz in
europarechtlichen Vergabestreitigkeiten dadurch erschwert
wird, dass in einem System, in dem sowohl das Verwal-
tungsgericht als auch das Zivilgericht für dieselbe Ent-
scheidung und deren Folgen zuständig sein können,
widersprüchliche Entscheidungen nebeneinander zustande
kommen können?

b. Ist es in diesem Zusammenhang zulässig, dass der Verwal-
tungsrichter darauf beschränkt ist, über die Vergabeent-
scheidung zu befinden und zu entscheiden, und wenn ja,
warum und/oder unter welchen Voraussetzungen?

c. Ist es in diesem Zusammenhang zulässig, dass das Allge-
meine Verwaltungsrechtsgesetz, das allgemein den Zugang
zum Verwaltungsgericht regelt, diese Klage ausschließt,
wenn es um Entscheidungen über den Abschluss eines
Vertrags durch die ausschreibende Behörde mit einem der
Bieter geht, und wenn ja, warum und/oder unter welchen
Voraussetzungen?

d. Ist die Antwort auf Frage 2 in diesem Zusammenhang
von Bedeutung?

2. a. Sind Art. 1 Abs. 1 und 3 und Art. 2 Abs. 1 und 6 der
Richtlinie 89/665/EWG so auszulegen, dass diese Bestim-
mungen nicht eingehalten werden, wenn zum Erhalt einer
raschen Entscheidung nur ein Verfahren zur Verfügung
steht, das dadurch gekennzeichnet ist, dass es grundsätz-
lich auf eine schnelle Ordnungsmaßnahme gerichtet ist, es
keinen Schriftsatzwechsel zwischen Anwälten gibt, in der
Regel [nur] schriftliche Beweise erhoben werden und die
gesetzlichen Beweisregeln nicht zur Anwendung kom-
men?

b. Falls dies verneint wird, gilt das auch, wenn das Urteil
nicht zu einer endgültigen Festlegung der Rechtsverhält-
nisse führt und auch nicht Teil eines Entscheidungsfin-
dungsprozesses ist, der zu einer solchen rechtskräftigen
Entscheidung führt?

c. Macht es dabei einen Unterschied, ob das Urteil nur die
Prozessparteien bindet, während es noch andere Betrof-
fene geben kann?

3. Ist es mit der Richtlinie 89/665/EWG vereinbar, dass ein
Richter im Verfahren des „kort geding“ der ausschreibenden
Behörde aufgibt, eine Vergabeentscheidung zu treffen, die
später in einem Hauptsacheverfahren als mit den europa-
rechtlichen Vergabebestimmungen unvereinbar angesehen
wird?

4. a. Wenn diese Frage verneint wird, muss die ausschreibende
Behörde dafür als verantwortlich angesehen werden, und
wenn ja, in welchem Sinn?

b. Gilt das auch, wenn die Frage bejaht wird?

c. Wenn diese Behörde Schadensersatz leisten müsste, gibt
das Gemeinschaftsrecht die Maßstäbe vor, anhand deren
der Schaden festzustellen und zu bemessen ist, und wenn
ja, welche Maßstäbe sind das?

d. Wenn die ausschreibende Behörde nicht als verantwortlich
angesehen werden kann, kann dann nach dem Gemein-
schaftsrecht eine andere Person festgestellt werden, die
verantwortlich ist, und was ist dafür die Grundlage?

5. Wenn es sich nach dem nationalen Recht und/oder anhand
der Antworten auf die vorstehenden Fragen als praktisch
unmöglich oder übermäßig schwer erweist, eine Haftung
durchzusetzen, was muss das nationale Gericht dann tun?

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs
(Österreich) eingereicht am 22. Dezember 2008 —

Internetportal und Marketing GmbH gegen Richard
Schlicht

(Rechtssache C-569/08)

(2009/C 69/40)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Oberster Gerichtshof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Internetportal und Marketing GmbH

Beklagter: Richard Schlicht
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(1) Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die
Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe
öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABl. L 395, S. 33).


